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~bwoh! das So~ialversicherungsrecht praktisch sehr bedeutsame Leistungen 
fur behmderte Kmder erbringt, bilden weder "Behinderung" noch "Kind" rele-
vante Anknüpfungsbegriffe in diesem Rechtsgebiet 
Von "Kindern" ist zwar recht häufig die Rede, z.B. bei Kinderrenten in der 
AHV, der I_Y un~ der be~flichen Vorsorge. 1 Bis zu welchem Höchstalter je-
mand als Kmd gilt oder kmderspezifische Leistungen ausgerichtet werden ist 
indes nicht einheitlich definiert.2 Häufig wird für das Ende des Leistung;an-
spruchs auf das zivilrechtliche Mündigkeitsalter abgestellt, doch finden sich 
auch andere obere Altersgrenzen.3 Ebenso fehlt es an einem einheitlich defi-
nierten Kindesbegriff, da für die sozialversicherungsrechtlich relevante Kin-
deseigenschaft nicht immer ein zivilrechtliches Kindesverhältnis vorausgesetzt 
wird. 4 
2 Siehe etwa UELI KIESER, Leistungen der Sozialversicherung, Zürich 2003 , s. 8 1 f. 
So werden etwa IV -Leistungen be_i Geburtsgebrechen, medizinischen Eingliedenmgsmass-
nahmen der IV oder Massnahmen für die besondere Schulung bis zum vollendeten 20. Al ters-
Jahr erbracht, der Intensivpflegezuschlag dagegen nur bis zum Erreichen des Mündigkeitsal-
ters. Keme obere Altergrenze kennt schliesslich die Mehrkostenvergütung bei erstmaliger 
beruflicher Ausbildung. Die häufig anzutreffende Altersgrenze von 20 Jahren dürfte dabei im 
Zusammenhang mit dem bis Ende 1995 dort angesetzten Mündigkeitsalter stehen (aArt 14 
ZGB) . . 
Ist etwa bei den genannten Kinderrenten oder im Familienzulagenrecht die Ausbildung des 
Kindes noc_h mcht abgeschlossen, Ist eme Weitergewährung der Leistungen vorgesehen, wo-
bei grundsatzlieh eme obere Altersgrenze von 25 Jahren gilt. Siehe etwa HARDY LANDOL T, 
Sozialrechtliche Stellung von Kmdem und Jugendlichen, insbesondere von Frühinvaliden und 
Studierenden, Schweizerische Zeitschrift für Sozialversicherung und berufliche Vorsorge 
(SZS) 2004, S. 228 ff., 232; KIES ER (Fn. l ), S. 8 1 f. 
Siehe etwa LAN DOLT (Fn. 3), S. 231 f. 
L1Ll 
Als Rechtsbegriff existiert ,,Behinderung" einzig in Art. 15 Abs. 2 AVIG und 
den dazu gehörenden Verordnungsbestimmungen.5 Sie bezeichnet dort eine 
dauernde und erhebliche Beeinträchtigung der Arbeits- und Erwerbsfähigkeit, 
die allerdings nicht im invalidenversicherungsrechtlichen Sinn invalidisierend 
wirken muss.6 
Die in der medizinischen Terminologie verwendeten Behinderungsbegriffe 
finden keine direkte Entsprechung in leistungsauslösenden Anspruchsvoraus-
setzungen des Sozialversicherungsrechts. Behinderung darf keinesfalls direkt 
und undifferenziert mit Invalidität gleichgesetzt werden, zumal die Invalidität 
im Rahmen der IV leistungsbezogen definiert ist. 7 Aufgrund der medizinischen 
Komponente vieler Leistungsvoraussetzungen ist die medizinische Terminolo-
gie für das Sozialversicherungsrecht zwar nicht irrelevant, sie kann aber bei 
der Darstellung der Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Rechtsstellung 
behinderter Kinder im Sozialversicherungsrecht nicht im Vordergrund stehen. 8 
B. Ausgangspunkt 
Als Ausgangspunkt für die Erörterung der sozialversicherungsrechtlichen Fra-
gestellungen eignet sich die Definition SANDERS, nach welcher eine Behinde-
rung vorliegt, wenn ein Mensch mit einer Schädigung oder Leistungsminde-
rung ungenügend in sein vielschichtiges Mensch-Umfeld-System integriert 
ist. 9 Diese Definition ist offen genug, um neben medizinischen Leistungen 
auch Eingliederungsmassnahmen, besondere Schulungen, Hilfsmittel und 
Geldleistungen zu erfassen, die zu Gunsten von Kindem oder Jugendlichen 
durch die Sozialversicherungen erbracht werden, die durch eine wie auch im-
mer geartete Beeinträchtigung auf diese Leistungen angewiesen sind. Da sich 
die Grenze des Kindesalters (auch) im Sozialversicherungsrecht, wie beschrie-
ben, nicht strikt beim zivilrechtliehen Mündigkeitsalter ziehen lässt, 10 werden 
- nach der Gesetzmässigkeit der einzelnen Versicherungsleistungen - auch 
junge Erwachsene in die Betrachtung einbezogen. 
Art . 15 und Art. 40b A VIV. 
6 THOMAS NUSSBAUMER, Arbeitslosenversicherung, in: Ulrich Meyer-Blaser (Koordination und 
Verantwortung), Soziale Sicherheit, Heinrich Koller/Georg Müller/Rene Rhinow/Ulrich Zim-
merli (Hrsg.), Schweizerisches Bundesverwaltungsrecht, Basel/Genf/München 1998, Rz. 225. 
7 Art. 4 Abs. 2 IVG. 
8 Siehe beispielhaft zu diesen nur beschränkt aufschlussreichen Bezügen Fn. 33, 54. 
9 Dazu KIND im vorl iegenden Band, Ziff. I. A. 
10 Siehe Fn. 3. 
II. Unterstellung unter die einzelnen Sozialversicherungen 
A. Volks- und Klassenversicherungen 
Kinder geniessen in der Schweiz keinen besonders ausgebauten sozialversiche-
rungsrechtlichen Schutz. Dies liegt daran, dass nicht alle Versicherungen als 
Volksversicherungen ausgestaltet sind, die grundsätzlich die gesamte Wohn-
bevölkerung erfassen. Wichtige Versicherungszweige wie die Unfallversiche-
rung, die berufliche Vorsorge und die Arbeitslosenversicherung sind als Klas-
senversicherung für (unselbständig) erwerbstätige Versicherte ausgestaltet. 11 
Es ist für die Versicherungsunterstellung deshalb von Bedeutung, ob Jugendli-
che bereits erwerbstätig sind. 
B. Nichterwerbstätige Kinder und Jugendliche 
Ein Kind ist ab dem Tag seiner Geburt oder aber, wenn es nicht in der Schweiz 
geboren wird, ab dem Zeitpunkt seiner W ohnsitznahme in der Schweiz bei der 
AHV und damit auch bei der IV versichert. 12 Nichterwerbstätige Kinder und 
Jugendliche sind jedoch bis zur Vollendung des 20. Altersjahrs von der Bei-
tragspflicht befreit. 13 
In der KV dagegen sind Kinder mit der Geburt in der Schweiz oder dem Zuzug 
in die Schweiz nicht automatisch versichert. Vielmehr müssen sie durch den 
gesetzlichen Vertreter oder die gesetzliche Vertreterin innert drei Monaten 
nach der Geburt oder der Wohnsitznahme bei einer Krankenversicherung ver-
sichert werden. 14 Wie alle Versicherten müssen auch Kinder und Jugendliche 
11 KlESER (Fn. 1), S. 154; LANDOLT (Fn. 3), S. 255 f. In der Praxis wird daher der Abschluss 
einer Zusatzversicherung empfohlen, die besonders im Invaliditätsfall (auch bei krankheitsbe-
dingter Invalidität) ein vereinbartes Kapital auszahlt (UELI KlESER!Jü RG SENN, Invalidität: Al-
les über Renten, Rechte und Versicherungen, 2. Aufl. , Zürich 2005 , S. 175). 
12 Art. la Abs. 1 lit. a AHVG i.V.m. Art. lb lVG. Zur Bestimmung des im Sozialversicherungs-
recht relevanten Wohnsitzes einer Person verweist Art. 13 Abs. 1 ATSG auf die Artikel 23 26 
ZGB; dazu ausfUhrlieh UELI KlESER, ATSG-Kommentar, Zürich/Basel/Genf 2003, Art. 13 , 
Rz. 3 ff.; KlESER (Fn. 1), S. 155. Gernäss Art. 25 Abs . 1 ZGB leitet sich der Wohnsitz des 
Kindes von demjenigen der Eltern ab, bei getrenntem Wohnsitz der Eltern von demjenigen des 
Elternteils, unter dessen Obhut das Kind steht. 
13 Art. 3 Abs. 1 AHVG; Art. 2 IVG. 
14 Art. 3 Abs. 1 KVG. Ausnahmen ftir Kinder mit schweizerischem Wohnsitz können sich auf-
grund des FZA mit den EU- und EFT A-Staaten ergeben, vgl. Art. 2 Abs. 1 lit. c und d KVV. 
während der ganzen Versicherungsdauer Prämien bezahlen, 15 wobei diese für 
Versicherte bis zum vollendeten 18. Altersjahr zwingend tiefer sein müssen 
und bis zum 25. Altersjahr tiefer sein dürfen als bei erwachsenen Versicher-
ten. 16 Einen Spezialfall bilden die Krankenversicherungsleistungen für Neuge-
borene: Pflege und Aufenthalt des gesunden Neugeborenen übernimmt, solan-
ge sich dieses mit der Mutter im Spital aufhält, die KV der Mutter. 17 Für die 
Krankenpflegeleistungen zugunsten des kranken Neugeborenen ist indes die 
Versicherung des Kindes leistungspflichtig. 
C. Erwerbstätige Kinder und Jugendliche 
Die obligatorische AHV /IV umfasst neben der Wohnbevölkerung auch alle in 
der Schweiz erwerbstätigen Personen. Jugendliche Erwerbstätige 18 sind also, 
auch wenn sie nicht in der Schweiz wohnen, aufgrund ihrer Erwerbstätigkeit in 
der Schweiz versichert. 19 Erwerbstätige werden im Gegensatz zu Nichter-
werbstätigen schon ab dem 1. Januar des Jahres, in welchem sie 18. Jahre alt 
werden, bei der AHV und IV beitragspflichtig.20 Auch in der KV besteht für 
den grössten Teil der in der Schweiz erwerbstätigen Personen ohne hiesigen 
Wohnsitz ein Versicherungsobligatorium.21 Dies trifft auch auf erwerbstätige 
Jugendliche zu. 
Der obligatorischen Unfallversicherung unterstehen Jugendliche nur, wenn sie 
unselbständig erwerbstätig (d.h. Arbeitnehmer) sind.22 Die UV kennt theore-
tisch keine untere Altersgrenze für die Versicherungsunterstellung.23 Den Ar-
beitnehmenden gleichgestellt und im vorliegenden Zusammenhang von be-
15 Art. 61 ff. KVG und Art. 89 ff. KVV. 
16 Art. 61 Abs. 3 KVG . Vgl. THOMAS GÄCHTERIMERET BAUMANN, Abschaffung der Kinder-
prämien in der Krankenversicherung? Der Vorschlag der Gesundheitsdirektorenkonferenz 
(GDK) aus juristischer Sicht, in: Health Insurance Liability Law (HILL), 17. November 2004, 
HILL-2004-Fachartikel-20 (www.hilljournal.ch), mit weiteren Hinweisen. 
17 Art. 29 Abs. 2 lit. d KVG . 
18 Sowohl selbständig wie unselbständig Erwerbstätige, vgl. Art. I a Abs. 1 lit. b i.V .m. Art. 4 
Abs . 1 AHVG. 
19 Art. Ia Abs. 1 lit. b AHVG; Art. l b IVG. 
20 Art. 3 Abs. 2 lit. a AHVG; Art. 2 IVG. 
21 Art. 1 Abs. 2 KVV. Gernäss FZA gilt auch in der KV grundsätzlich das Erwerbsortprinzip; 
d.h. Angehörige der EU-/EFT A-Staaten und der Schweiz unterstehen der KV des Staats, in 
welchem sie arbeiten. 
22 Art. 1 Abs. I UVG; mehr zum Begriff des Arbeitnehmers bei ALEXANDRA RUMO-JUNGO, 
Bundesgesetz über die Unfallversicherung (UVG), 3. Aufl., Zürich/Basei/Genf2003, S. 1. 
23 KIESER (Fn. 1), S. 156. Eine untere Altersgrenze bestehtjedoch durch das Arbeitsgesetz. Ge-
mäss Art. 30 Abs. 1 ArG dürfen Jungendliche vor vollendetem 15. Altersjahr grundsätzlich 
(vgl. Ausnahmen nach Art. 30 Abs. 2 und 3 ArG) von den Betrieben, auf welche das Arbeits-
gesetz (Art. 1 3 ArG) anwendbar ist, nicht beschäftigt werden. 
sonderer Bedeutung - sind Lehrlinge, Schnupperlehrlinge,24 Praktikanten, Vo-
lontäre und Personen, die in einer Lehr- oder Invalidenwerkstatt tätig sind. 25 
Kinder und Jugendliche, die in ihrer Freizeit ab und zu einer Beschäftigung 
nachgehen oder gelegentlich Dienste leisten, erfüllen den Begriff des Arbeit-
nehmers in der Regel nicht. 26 Gedeckt sind Berufsunfalle,27 Berufskrankhei-
ten28 und bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von mehr als acht Stunden auch 
Nichtberufsunfalle. 29 
Erwerbstätige Jugendliche unterstehen der obligatorischen beruflichen Vor-
sorge frühestens ab dem 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres und 
unter der Bedingung, dass sie einen Lohn von (zurzeit) mehr als 19'350 Fran-
ken jährlich erzielen.30 Bis zum 25. Altersjahr sind zudem nur die Risiken Tod 
und Invalidität obligatorisch versichert, danach tritt auch die Versicherungs-
pflicht für das Alter hinzu. 31 Mit der Versicherungspflicht beginnt auch die 
Beitragspflicht 
111. Medizinische Leistungen zur Behandlung von 
Gesundheitsschäden32 
Ein Kind kann behindert sein, wei l es an einem Geburtsgebrechen leidet, spä-
ter erkrankt oder einen Unfall erlitten hat. Die Behinderung geht auf jeden Fall 
immer mit einem Gesundheitsschaden einher. Wer für die Kosten der Behand-
lung eines Gesundheitsschadens bei einem Kind aufkommt, bestimmt sich 
nach der Ursache des jeweiligen Gesundheitsschadens und danach, welchen 
24 
In Art. Ia Abs . I UVV wörtlich: "Personen, die zur Abklärung der Berufswahl bei einem Ar-
beitgeber tätig sind." 
25 A1i. I Abs. I UVG. 
26 RUMO-JUNGO (Fn. 22), S. 2. BGE 115 V 55: Ein 15-jähriges Mädchen, das regelmässig am 
Mittwochnachmittag, jedes Wochenende und fast immer in den Ferien in einem Reitstall gear-
beitet hat und als Gegenleistung hat reiten dürfen, wurde als Arbeitnehmerirr qualifiziert. Dies, 
weil sie eine voll integrierte Kraft in der Organisation des Betriebs gewesen war, sie regelmäs-
sig zur Arbeit erschien und die Arbeit ohne sie kaum zu bewältigen gewesen wäre. 
27 Art. 7 Abs . I UVG. Für Teilzeitbeschäftigte, deren wöchentliche Arbeitszeit das vom Bundes-
rat festzusetzende Mindestmass nicht erreicht, gelten auch Unfalle auf dem Arbeitsweg als Be-
rufsunfalle (Art. 7 Abs . 2 UVG i.V.m. Art. 13 Abs. 2 UVV). 
28 Art. 9 UVG. 
29 Art. 7 Abs. 2 UVG und Art. 8 UVG i.V.m. Art. 13 UVV. 
30 Art. 2 Abs . I BVG. 
31 Art. 7 Abs . I BVG. 
32 Die verschiedenen Gesetze verwenden zur Umschreibung der medizinischen Behandlung von 
Gesundheitsschäden unterschiedliche Begriffe: In der KV ist von Krankenpflege (Art. 25 
KVG) die Rede, in der UV von Heilbehandlung (Art. 10 UVG) und in der IV von medizi ni-
schen Massnahmen (Art. 12 ff. IVG). Vgl. THOMAS LOCHER, Grundriss des Sozialversiche-
rungsrechts, 3. Aufl., Bern 2003 , § 31 , Rz. 3. 
Versicherungen das Kind untersteht. Im Folgenden wird dargestellt, wann 
welche Versicherung für die Behandlung von Gesundheitsschäden aufzukom-
men hat. 
A. Geburtsgebrechen 
1. Begriff 
Als Geburtsgebrechen gelten laut Art. 3 Abs. 2 ATSG Krankheiten, die bei 
vollendeter Geburt bestehen.33 Die blosse Veranlagung zu einem Leiden wird 
nicht unter den sozialversicherungsrechtlichen Begriff des Geburtsgebrechens 
subsumiert.34 Der Zeitpunkt, in dem ein Geburtsgebrechen als solches erkannt 
wird, ist unerheblich. 35 Es ist also nicht erforderlich, dass die Krankheit bei der 
Geburt schon sichtbar war. Sie kann unter der Bedingung, dass sie schon bei 
h . E h . 36 der Geburt bestanden hat auc erst später m rsc emung treten. 
2. Leistungen der IV 
Grundsätzlich übernimmt die IV nur medizinische Massnahmen, die sich posi-
tiv auf die Erwerbsfähigkeit oder die Fähigkeit, sich im Aufgabenbereich zu 
betätigen, auswirken.37 Behandlungen des Leidens an sich übernimmt sie 
nicht. Eine Ausnahme besteht bei Kindem mit Geburtsgebrechen. Für sie ü-
bernimmt die IV die Kosten für die notwendigen medizinischen Massnahmen 
unabhängig von deren Einfluss auf die Eingliederung ins Erwerbsleben oder in 
den Aufgabenbereich. 38 Die Leistungspflicht der IV besteht aber nur bei aner-
kannten Geburtsgebrechen, d.h. bei solchen, die der Bundesrat in die Liste im 
33 Die Geburt ist vollendet, wenn der Körper des lebenden Kindes vollständig aus demjenigen 
der Mutter ausgetreten ist (KSME, S. A2, N 4). In der medizinischen Terminologie entspre-
chen die Geburtsgebrechen am ehesten den prä- oder perinatalen Behinderungen (vgl. KIND 
[Fn. 9] , Ziff. IV. A), wobei aber nicht jede solche Behinderung die Leistungspflicht einer So-
zialversicherung aus löst. 
34 Art. I Abs. I GgV. 
35 Art. I Abs. I GgV. 
36 KlESER (Fn. 12), Art. 13, Rz. 20; ZAK 1989, S. 208. 
37 Vgl. Art. 8 Abs. I IVG i. V.m. Art. 12 Abs . I IVG. 
38 Art. 8 Abs . 2 IVG i.V.m. Art. 13 IVG; vgl. LOCHER (Fn. 32), § 34, Rz. 30; BGE 115 V 202 , 
205 . Daneben ist auch der Anspruch auf Sonderschulung (hinten, S. !59) und die Hilfsmittel 
(hinten, S. 168) von der Voraussetzung der verbesserten Eingliederung in die Erwerbstätigkeit 
oder den Aufgabenbereich befreit. 
Anhang der Verordnung über die Geburtsgebrechen aufgenommen hat (Ge-
burtsgebrechenliste). 39 
Geburtsgebrechen, welche von geringfügiger Bedeutung sind, werden nicht in 
die Liste aufgenommen (Voraussetzung der Erheblichkeil des Geburtsgebre-
chens).40 Ebenfalls nicht aufgenommen werden Gebrechen, die einer medizini-
schen Behandlung nicht zugänglich sind, wie beispielsweise Trisomie 21 
(Voraussetzung der Behandelbarkeit des Geburtsgebrechens).41 Das Departe-
ment kann die Liste jährlich anpassen, sofern die Mehrausgaben einer solchen 
Anpassung für die Versicherung insgesamt drei Millionen Franken pro Jahr 
nicht übersteigen.42 
Die Frage, ob das Gebrechen schon bei vollendeter Geburt bestanden hat, ist 
nicht immer leicht zu beantworten.43 Bei einigen Krankheiten der Gebmisgeb-
rechenliste wird daher vorausgesetzt, dass sie innerhalb eines bestimmten Zeit-
ramns auftreten, ansonsten sie nicht als Geburtsgebrechen gelten.44 
Die Leistungspflicht der IV beginnt, sobald mit den medizinischen Massnah-
men begonnen wurde, frühestens jedoch nach vollendeter Geburt.45 Der An-
spruch erlischt am Ende des Monats, in dem die versicherte Person das 20. 
Altersjahr zurückgelegt hat, unabhängig davon, ob eine bereits begonnene 
Massnahme fortgeführt wird.46 Die Altergrenze gilt absolut und wird von der 
Praxis strikt gehandhabt. 
Zur Behandlung eines Geburtsgebrechens werden sämtliche Massnahmen ü-
bernommen, die nach bewährter Erkenntnis der medizinischen Wissenschaft 
angezeigt sind und den therapeutischen Erfolg in einfacher und zweckmässiger 
Weise anstreben.47 Das versicherte Kind hat nur Anspruch auf die angemesse-
nen und notwendigen Massnahmen, nicht jedoch auf die bestmöglichen Vor-
kehren.48 
39 Art. 13 Abs. 2 Satz I IVG; LOCHER (Fn. 32), § 34, Rz. 29; UELI KIESERIGABRJELA RJEMER-
KAFKA, Tafeln zum schweizerischen Sozialversicherungsrecht, 3. Aufl ., Zürich/Basel/Genf 
2003 , S. 96. 
40 Art. 13 Abs. 2 IVG. 
41 Die der Trisomie 21 zugrunde li egende chromosomale Irregularität ist als solche nicht behan-
delbar (BGE 131 V 9, 21). 
42 Art. I Abs . 2 Satz 2 GgV. 
43 Vgl. BGE 122 V 11 3. 
44 Ziffern 282,329, 401 , 404, 451 , 467, 495,497,498 im Anhang des GgV (vgl. KSME, S. A3 , 
N 5). 
45 Art. 2 Abs. I GgV. 
46 Art. 3 GgV. 
47 Art. 2 Abs. 3 GgV. 
48 BGE 115 V 202, 204; 131 V 9, 19. 
1Cf\ 
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3. Leistungen der KV 
Auch die obligatorische Krankenpflegeversicherung übernimmt teilweise Leis-
tungen zur Behandlung von Geburtsgebrechen. Zunächst dann, wenn die Vor-
aussetzungen für die Übernahme der Leistungen bei Geburtsgebrechen durch 
die IV nicht gegeben sind. Dies kann der Fall sein, wenn ein Kind an einer Be-
einträchtigung leidet, die nicht in der Liste über die anerkannten Geburts-
gebrechen figuriert, weil sie beispielsweise als geringfügig gilt oder .als solche 
nicht beharrdeibar ist.49 Die subsidiäre Leistungspflicht der KV be1 Geburts-
gebrechen erfüllt gegenüber den IV-Leistungen bei Geburtsgebrechen eine 
Auffangfunktion. 50 
Die KV kommt bei Geburtsgebrechen für die gleichen Leistungen wie bei 
Krankheit auf. 51 Zudem übernimmt die Krankenpflegeversicherung die Kosten 
für die Behandlung des Geburtsgebrechens, sobald die versicherte Person das 
20. Altersjahr erreicht hat, weil dann die Leistungspflicht der IV erlischt.52 In 
beiden Fällen bleibt jeweils zu prüfen, ob die konkreten Leistungen nicht als 
medizinische Eingliederungsmassnahmen nach Art. 12 IVG doch noch von der 
IV übernommen werden können. 53 
B. Krankheit oder Unfall 
1. Zuständige Versicherung 
Wird ein Kind erst irrfolge einer Krankheit oder eines Unfalls "behindert", so 
muss in erster Linie der Gesundheitsschaden behandelt werden.54 Ob ein Un-
fall oder eine Krankheit vorliegt, ist nicht immer einfach zu beurteilen. Die 
Antwort auf diese Frage ist aber nur für unfallversicherte Personen von Bedeu-
tung, weil sie darüber entscheidet, ob die KV oder die UV für die Behand-
49 Siehe vorne, S. 149 f. 
50 GEBHARD EUGSTER, Krankenversicherung, in : Meyer-Blaser (Fn. 6), Rz. 153 . 
51 Art. 27 KVG. 
52 Art. 3 GgV; Art. 27 KVG i.V.m. 13 IVG; KIESER (Fn. 1), S. 158. . . 
53 Dazu sogleich S. 153. Anzumerken ist zudem, dass gemäss der Botschaft zur 5 .. IVG-ReviSIOn 
künftig die medizinischen Eingliederungsmassnahmen von der Krankenversicherung uber-
nommen werden sollen . 
54 In der medizinischen Terminologie wären Behinderungen, die auf Krankheit oder Unfall zu-
rückzuführen sind, am ehesten als postnatal zu bezeichnen (vgl. KIND, [Fn. 9] , Ziff. IV. B. 1. 
und 2.), womit aber für das juristische Verständnis wenig gewonnen ist; der Gesundheitsscha-
den ist nämlich für die Leistungen der UV und der KV eme notwendige, aber fur s1ch allem 
nicht hinreichende Leistungsvoraussetzung. 
lungskosten aufzukommen hat, wobei der Leistungsumfang der UV grasszügi-
ger ausgestaltet ist als derjenige der KV. 55 Für Kinder und Jugendliche, die 
nicht unselbständig erwerbstätig sind, kommt in beiden Fällen die Krankenver-
sicherung auf. Der Leistungsumfang ist in beiden Fällen gleich.56 Bei Jugend-
lichen, die bereits eine Lehre, eine Schnupperlehre oder ein Praktikum usw. 
absolvieren und somit als Arbeitnehmer gelten, kommt für die Heilbehandlung 
nach einem Unfall die UV auf.57 Die Kosten für die Leistungen bei Krankheit 
werden von der KV übernommen. 58 
2. Umfang der Leistungen der KV und der UV im Vergleich 
Statt alle Leistungen aufzulisten, die von der KV59 und der UV erbracht wer-
den,60 wird hier nur auf die Unterschiede im Leistungsumfang der beiden Ver-
sicherungszweige eingegangen. 61 
0 Die KV kennt im Unterschied zur IV und UV bei der Leistungspflicht 
das Listenprinzip, d.h. es werden nur Leistungen übernommen, die aus-
drücklich im Gesetz genannt werden. 62 
0 Bei der KV besteht im Unterschied zur IV und UV eine Kostenbeteili-
gung des Versicherten in Form der Franchise, des Selbstbebaltes und 
einem Kostenbeitrag bei Spitalaufenthalten von 10 Franken pro Tag. 63 
Kinder sind von der Franchise jedoch befreit und es gilt für sie nur die 
55 Die Rechtsprechung zu dieser Abgrenzungsfrage bzw. zu den einzelnen Elementen des Un-
fallbegriffs ist denn auch sehr umfangreich; vgl. dazu die hilfreiche Darstellung mit Bundesge-
richtsentscheiden zu den einzelnen Elementen von KIESER!RJEMER-KAFKA (Fn. 39), S. 24. 
56 Art. I a Abs. 2 lit. a und b, Art. 25 und 28 KVG. 
57 Vgl. vorne, S. 147. 
58 Art. La Abs. 2 lit. a KVG. Die Heilbehandlung bei einer Berufskrankheiten übernimmt die UV 
(Art. 9 UVG). 
59 Die Leistungen der KV werden in Art. 25 ff. KVG aufgezählt. Sie werden aber nur erbracht, 
wenn sie wirksam, zweckmässig und wirtschaftlich sind (Art. 32 KVG). Zudem ist immer die 
KL V zu beachten, in welcher diejenigen Leistungen bezeichnet werden, die nicht oder nur un-
ter bestimmten Bedingungen übernommen werden (vgl. Art. 33 Abs . I KVG und Art. I KLV). 
60 Siehe dazu etwa KIESER (Fn. 1), S. 43 ff. 
61 Bei allen werden sowohl ambulante als auch stationäre Behandlungen übernommen (Art. 25 
KVG, Art. 10 UVG, Art. 12 f. IVG und Art. 2 ff. IVV; vgl. HARDY LANDOLT, Das Pile-
gerecht, Band li , Bem 2002, Rz. 1147). 
62 V gl. LANDOL T (Fn. 61 ), Rz. 1149. Es ist jedoch zu beachten, dass das Listenprinzip in der KV 
weniger strikt ist als dies zunächst erscheinen mag, da ärztliche Leistungen grundsätzlich- au-
sser bei deren Ausschluss - von der KV übemommen werden, sofem die übrigen Vorausset-
zungen erfüllt sind; vgl. PASCAL COULLERY, Der Leistungskatalog der sozialen Krankenversi-
cherung und seine verfassungsrechtliche Vemetzung, SZS 2003 , 375, 376 ff. 
63 Siehe Art. 64 KVG i. V.m. Art. 103 ff. KVV. 
Hälfte des Höchstbetrages des Selbstbebaltes (gegenwärtig 350 Fran-
ken).64 
0 Während die UV die notwendigen Transport- und Rettungskosten voll-
umfänglich übernimmt, leistet die KV nur einen Beitrag von 50 Pro-
zent, wobei pro Kalenderjahr maximal ein Betrag von 500 Franken er-
stattet wird. 65 
0 Auch die Kosten von Badekuren werden von der UV voll66 und von der 
KV nur zu einem geringen Teil übernommen.67 
0 Die UV kommt für alle zahnärztlichen Behandlungen auf,68 während 
die KV nur für den engen Kreis der in Art. 31 KVG geschilderten Fälle 
Ersatz leistet. 
0 In der UV besteht Wahlfreiheit bezüglich des Ortes des Spitals, wäh-
rend die KV höchstens die Kosten nach dem Tarif übernimmt, der im 
Wohnkanton der versicherten Person gilt. 69 
Aus dieser Aufstellung wird ersichtlich, dass es für ein behindertes Kind von 
Vorteil ist, wenn die UV die Behandlung eines Gesundheitsschadens über-
nimmt. Der Leistungsumfang der KV ist enger begrenzt. Kinder, die einen Un-
fa ll erleiden, ohne unfallversichert zu sein, sind damit schlechter gestellt. 
IV. Medizinische Eingliederungsmassnahmen der IV 
Die IV übernimmt medizinische Massnahmen, die nicht auf die Behandlung 
eines Leidens an sich, sondern unmittelbar auf die Eingliederung ins Erwerbs-
leben oder in den Aufgabenbereich gerichtet und geeignet sind, die Erwerbsfä-
higkeit oder die Fähigkeit, sich im Aufgabenbereich zu betätigen, dauernd und 
wesentlich zu verbessern oder vor wesentlicher Beeinträchtigung zu bewah-
64 Art. 64 KVG i.V.m. Art. 103 KVV. 
65 Art. 25 Abs. 2lit. g KVG i.V.m. Ati. 26 und 27 KLV; Ati. 13 UVG. 
66 Art. I 0 Abs. I lit. d UVG. 
67 Die KV übeminunt maximal während 21 Tagen pro Kalenderjahr einen Beitrag von 10 Fran-
ken pro Tag; Art. 25 Abs. 2 lit. c KVG i.V.m. Art. 25 KLV. 
68 Art. 10 Abs. I lit. a UVG. 
69 Art. 10 Abs. 2 UVG; Art. 41 Abs. I KVG. 
ren.
70 Diese Leistungen hat die IV unabhängig von der Ursache (Krankheit, 
Unfall oder Geburtsgebrechen) zu erbringen. 71 
A. Anspruchsvoraussetzungen 
Wie bei den meisten Eingliederungsmassnahmen der IV muss zunächst eine 
Invalidität vorliegen oder unmittelbar drohen, 72 wobei es bei Kindem und Ju-
gendlichen reicht, dass eine solche wahrscheinlich ist. 73 
Die Abgrenzung, ob eine "Behandlung des Leidens an sich" oder eine medizi-
nische Massnahme zur Eingliederung in das Berufsleben vorliegt, ist schwie-
rig. Jede Behandlung des Leidens an sich beeinflusst auch die Erwerbsfähig-
keit. 74 Gernäss ständiger Praxis geht es bei der "Behandlung eines Leidens an 
sich" in der Regel um die Heilung und Linderung eines pathologischen Ge-
schehens. Die IV übernimmt unter diesem Titel aber nur solche medizinische 
Massnahmen, die der Beseitigung und Korrektur von (relativ) stabilen Defek-
ten oder Funktionsausfallen dienen, die nach der primären Leidensbehandlung 
geblieben sind. 75 Bei Personen bis zum 20. Altersjahr kann die IV auch medi-
zinische Eingliederungsmassnahmen übernehmen, wenn kein solcher stabiler 
Zustand besteht. Nämlich dann, wenn die entsprechende Massnahme mit hin-
länglicher Zuversicht erwarten lässt, dass damit einem drohenden stabilen und 
nur schwer korrigierbaren Defekt vorgebeugt werden kann. Es muss jedoch 
bereits ein Gesundheitsschaden vorliegen. 76 Kann ein Zustand nur durch kon-
70 Art. 12 Abs. I IVG. Es handelt sich hierbei um eine gesetzliche Abgrenzungsnorm gegenüber 
dem Aufgabenbereich von KV und UV. Das Unterscheidungskriterium ist daher eher rechtli-
cher als medizinischer Natur (KSME, S. Bl , N 31; LOCHER [Fn. 32], § 34, Rz. 13). 
71 ALFRED MAURER, Bundessozialversicherungsrecht, 2. Aufl., Basel/Frankfurt a.M. 1994, S. 
15!. 
72 
Art. 8 Abs. I IVG. Unmittelbarkeit liegt vor, wenn die Invalidität in absehbarer Zeit einzutre-
ten droht. Zum Zweck der klaren Begriffsbestimmung ist die Unmittelbarkeit rein zeitlich aus-
zulegen, siehe ULRICH MEYER-BLASER, Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG), 
Zürich 1997, S. 55 f. 
73 Art. 8 Abs . 2 ATSG i.V.m. Art. 5 Abs. 2 IVG; KSME, S. BI, N 32. Vgl. auch KIESER (Fn. 
12), Art. 8, Rz. I 0; MEYER-BLASER (Fn. 72), S. 33 f.; siehe auch JEAN-LOUIS DUC, 
L'assurance-invalidite, in: Meyer-Blaser (Fn. 6), Rz. 45. 
74 Wei l die Unterscheidung so schwierig ist und natürlich auch aus Gründen der Kostensen-
kung in der IV soll mit der geplanten 5. IVG-Revision Art. 12 IVG gestrichen werden. 
Künftig soll nur noch die KV für medizinische Behandlungen aufzukommen haben (BBl 2005 
4563). 
75 Z.B . BGE 120 V 277, 279; siehe auch MEYER-BLASER (Fn. 72), S. 78 f. 
76 So genannte vorbeugende Eingliederungsmassnahmen bei Jugendlichen (KSME, S. B 6, N 
54). Siehe auch MEYER-BLASER (Fn. 72), S. 84 . 
tinuierliche Therapien oder Massnahmen im Gleichgewicht gehalten werden, 
kann nicht von einem stabilen Zustand die Rede sein.77 
So werden etwa die Kosten für psychiatrische Behandlungen Minderjähriger 
von der IV übernommen, wenn ein psychisches Leiden vorliegt, das mit hin-
reichender Wahrscheinlichkeit zu einem schwer korrigierbaren pathologischen 
Zustand führen würde, der die spätere Ausbildung und Erwerbsfähigkeit er-
heblich behindern oder gar verunmöglichen könnte. 78 Leidet ein Kind an einer 
Phobie, die sich ausschliesslich gegen die Schule richtet und kann der Schul-
besuch nur durch Psychotherapie ermöglicht werden, so ist diese Behandlung 
von der IV zu übernehmen. 79 Bei Schizophrenie hingegen, die nach heutiger 
Erkenntnis der medizinischen Wissenschaften nicht ohne kontinuierliche Be-
handlung gebessert werden kann, wird die Behandlung nicht übernommen. 80 
Damit die Leistungspflicht der IV entsteht, muss die medizinische Behandlung 
die Erwerbsfähigkeit oder die Fähigkeit, sich im Aufgabenbereich zu betäti-
gen, zudem dauemd81 und wesentlich82 verbessern (Eingliederungswirksam-
keit) . 
B. Umfang des Anspruchs 
Der Anspruch auf medizinische Massnahmen zur beruflichen Eingliederung 
umfasst sämtliche eingliederungswirksamen Vorkehren, die einfach und 
zweckmässig sind. Es werden sowohl ambulante als auch stationäre Massnah-
men übernommen. 83 Bei der Behandlung in einer Anstalt, die vorwiegend der 
Durchführung von Eingliederungsmassnahmen dient, übernimmt die IV zu-
sätzlich auch die Vorkehren zur Behandlung des Leidens an sich. 84 
77 ZAK 1988, S. 86; LANDOLT(Fn. 61), Rz. 1200. 
78 MEYER-BLASER (Fn. 72), S. 84. 
79 Beispiel aus dem KSME, S. D4, N 7. 
80 BGE 105 V 19, mit Hinweisen. 
81 Der Eingliederungserfolg ist dauernd, wenn bei der Durchführung der Behandlung medizi-
nisch-prognostisch die konkrete Aktivitätserwartung gegenüber dem statistischen Durchschnitt 
nicht wesentlich herabgesetzt ist, siehe LANDOL T (Fn. 61 ), Rz. 1202; LOCHER (Fn. 32), § 34, 
Rz. 19. Zur Beurteilung der Dauerhaftigkeit ist auf die Barwerttafeln von STAUF-
FERISCHAETZLEISCHAETZLE abzustellen (siehe etwa das U1ieil des EVG vom 8. August 2002, 
IV . Kammer, I 353/02, E. 1). 
82 Die Verbesserung ist wesentlich, wenn der erzielte Nutzeffekt in einer bestimmten Zeiteinheit 
einen erheblichen absoluten Grad erreicht; LANDOLT (Fn. 61), Rz. 1202; LOCHER (Fn. 32), § 
34, Rz. 20; BGE 98 V 205 , 2 12. 
83 Art. 2 Abs. I IVV; vgl. LANDOLT (Fn. 61), Rz. 1203 . 
84 Art. 2 Abs. 5 IVV; vg l. LANDOLT(Fn. 61), Rz. 1203. 
c. Würdigung 
Im Interesse der behinderten Kinder und ihrer Eltern wird eine Vereinfachung 
der Zuständigkeiten zwischen der IV und der KV gefordert. Nur noch eine 
Versicherung soll für Krankheiten und Geburtsgebrechen zuständig sein. 85 In 
der Tat lässt sich die Leistungspflicht der IV bei Geburtsgebrechen nur histo-
risch erklären.86 Im Rahmen der 5. IVG-Revision wurde dieser Problematik 
insofern Rechnung getragen, als in Zukunft grundsätzlich nur noch die KV für 
medizinische Massnahmen aufzukommen hätte. Die medizinische Behandlung 
von Kindem mit Geburtsgebrechen verbleibt voraussichtlich aber weiterhin im 
Aufgabenbereich der IV. 87 Gelegentlich wird auch angezweifelt, ob die in der 
IV vorgenommene Unterteilung behinderter Kinder in solche mit und solche 
ohne Geburtsgebrechen vor dem verfassungsrechtlichen Diskriminierungsver-
bot standhält. 88 
V. Berufliche Eingliederungsmassnahmen der IV 
A. Allgemeine Voraussetzungen 
Anspruch auf eine berufliche Eingliederungsmassnahme hat, wer invalid89 o-
der von einer Invalidität unmittelbar bedroht ist. 90 Zudem muss sich die ge-
wählte berufliche Massnahme positiv auf die Erwerbsfähigkeit auswirken. 91 
Wie alle Eingliederungsmassnahmen der IV haben auch die beruflichen Mass-
nahmen geeignet, einfach und zweckmässig zu sein.92 
85 
BRIGITTE PFIFFNER RAUBER, Eingliederungsmassnahmen für Kinder und Jugendliche in der 
Invalidenversicherung, SZS 2004, S. 257, 272. 
86 
Z.B. JEAN-LOUIS Duc, Les assurances sociales en Suisse, Lausanne 1995, Rz. 377. 
87 BBl 2005 4563. 
88 LANDOL T (Fn. 3), S. 240 f. und 256. 
89 
Wobei die Invalidität als eingetreten gilt, sobald sie die für die Begründung des Anspruchs auf 
90 
die jeweilige Leistung erforderliche Art und Schwere erreicht hat (Art. 4 Abs. 2 IVG). 
Art. 8 Abs. I IVG i.V.m. Art. 15 18 IVG. 
91 Art. 8 Abs. I IVG; vgl. LOCHER (Fn. 32), § 35, Rz. 6. 
92 Art. Ia lit. a IVG. 
B. Berufsberatung 
Auch Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Berufsberatung, falls sie 
aufgrund ihrer Invalidität in der Berufswahl (oder in der Ausübung ihrer bishe-
rigen Tätigkeit) behindert sind.93 Die Berufsberatung wird entweder durch die 
IV -Stelle selbst oder durch hinzugezogene Spezialisten durchgeführt. 94 Die 
Versicherten sollen zu einer Tätigkeit geführt werden, in der sie die ihrer Nei-
gung und Begabung entsprechende Entfaltung finden. 95 Gegenstände einer 
solchen Berufsberatung können neben Berufswahlgesprächen auch Neigungs-
und Begabungstests sein.96 Weiter besteht die Möglichkeit, die Berufsberatung 
mit praktischen Arbeitsversuchen zu koppeln (Schnupperlehren)97 oder diese 
in einer Eingliederungs- oder Ausbildungsstätte durchzuführen. 98 
C. Erstmalige berufliche Ausbildung 
Jugendliche, die noch nicht erwerbstätig waren, haben Anspruch auf Ersatz der 
Mehrkosten,99 die ihnen infolge Invalidität 100 bei der erstmaligen beruflichen 
Ausbildung entstehen, sofern die Ausbildung ihren Fähigkeiten entspricht. 101 
Vorausgesetzt wird zudem, dass die schulische Ausbildung abgeschlossen und 
die Berufswahl bereits getroffen wurde. 102 
Als Mehrkosten kommen beispielsweise Transportkosten, Dolmetscherkosten 
für Gehörlose oder Kosten für Literaturvergrösserungen für Sehbehinderte in 
93 Art. 15 IVG. 
94 Art. 57 Abs. I lit. b und Art. 59 Abs. 3 IVG ; vgl. MEVER-BLASER (Fn . 72), S. 113 ; PFIFFNER, 
RAUBER (Fn . 85), S. 263 f. 
95 MEVER-BLASER (Fn. 72), S. 11 4 . 
96 MEVER-BLASER (Fn. 72), S. 11 4, mit Hinweisen. 
97 Diese sind laut BSV in der Regel während der Schulferien durchzuführen und sollten nicht 
mehr als drei Wochen dauern (KSBE, N 2005) . 
98 Vgl. PFIFFNER RAUBER (Fn. 85), S. 262 f.; Abklärungen in Eingliederungs- oder Ausbildungs-
stätten sind auf 3 Monate zu befristen (Urteil des EVG vom 21 . August 2003 , I. Kammer, I 
509/01, E. 3.2. 1.; KSBE, N 2004). 
99 Gernäss Art. 16 Abs. I fVG werden zusätzliche Kosten nur übernommen, wenn sie in wesent-
lichem Umfang entstehen. Als wesentlich gelten sie gernäss Art. 5 Abs. 2 IVV, wenn sie jähr-
lich 400 Franken übersteigen . Berechnet werden sie, indem die Kosten der Ausbildung des In-
validen den mutmasslichen Aufwendungen, die zur Ausbi ldung eines Gesunden zur 
Erreichung des gleichen beruflichen Zieles notwendig wären, gegenübergestellt werden (Art. 5 
Abs. 3 IVV) . 
100 Eine vers icherte Person gilt i. S. von Art. 16 lVG als invalid, wenn sie aufgrundder Art und 
Schwere des Gesundheitsschadens bei der erstmaligen beruflichen Ausbi ldung erheb lich be-
hindert ist. Siehe MEVER-BLASER (Fn. 72), S. 116, mit Hinweisen. 
101 Art. 16 Abs. I IVG. 
102 ZAK 1982, S. 493 . Siehe auch MEVER-BLASER (Fn. 72), S. 117 f. 
Thomas Gächter/Saskia Cruchon 
Frage, nicht jedoch Kosten wie Sprachkurse, die auch bei Nichtbehinderten 
anfallen können. 
Unter die erstmalige berufliche Ausbildung fallen Berufslehren oder Anlehren 
sowie der Besuch der Mittel-, Fach- oder Hochschule. 103 
In Art. 16 Abs. 2 IVG werden der erstmaligen beruflichen Ausbildung folgen-
de Massnahmen zur beruflichen Eingliederung gleichgestellt: 
0 die berufliche Vorbereitung auf eine Hilfsarbeit oder auf eine Tätigkeit 
in einer geschützten Werkstätte (lit. a); 
0 die berufliche Neuausbildung invalider Versicherter, die nach dem Ein-
tritt der Invalidität eine ungeeignete und auf die Dauer unzumutbare 
Erwerbstätigkeit aufgenommen haben (lit. b ); 
0 die berufliche Weiterbildung im bisherigen oder in einem anderen Be-
rufsfeld, sofern sie geeignet und angemessen ist, sich positiv auf die 
Erwerbsfähigkeit auszuwirken (lit. c). 
D. Umschulung 
Die IV übernimmt die Kosten für eine Umschulung, wenn diese irrfolge Inva-
lidität zur Erhaltung oder Verbesserung der Erwerbsfähigkeit notwendig ge-
worden ist. 104 Da die Kosten für eine Umschulung nur bei Versicherten über-
nommen werden, die vor dem Eintritt der Invalidität bereits erwerbstätig waren 
und dabei ein ökonomisch relevantes Einkommen erzielten, 105 spielt diese 
Massnahme im Zusammenhang mit Jugendlichen keine massgebliche Rolle. 106 
E. Arbeitsvermittlung, Anpassung des Arbeitsplatzes, 
Kapitalhilfe 
Während der Wortlaut von Art. 18 IVG vor dem Irrkrafttreten der 4. IVG-
Revision am 1. Januar 2004 noch beinhaltete, dass "nach Möglichkeit eine ge-
eignete Arbeit vermittelt" werde, wurde nun ein Anspruch auf "aktive Unter-
103 Art. 5 Abs. 1 rvv. 
Das behinderte Kind im Sozialversicherungsrecht 
stützung" 107 bei der Suche einer Stelle verankert. 108 Weiter werden Behinderte 
bei der Aufrechterhaltung ihres bestehenden Arbeitsplatzes durch Beratung 
unterstützt. 109 Ferner kann die IV Invalide, die sich selbständig machen wol-
len, durch eine Kapitalhilfe unterstützen, was für jugendliche Behinderte indes 
nur selten in Betracht kommen dürfte. 110 
VI. Massnahmen für die besondere Schulung 
A. Geltendes Recht 
1. Sonderschulunterricht 
Wie der Anspruch zur Behandlung von Geburtsgebrechen gilt der Anspruch 
auf Sonderschulung unabhängig von der Möglichkeit der Eingliederung ins 
Erwerbsleben.111 Ist es einem Kind aufgrund seiner Behinderung nicht mög-
lich, die Volksschule 112 zu besuchen, weil es den notwendigen Anforderungen 
nicht zu entsprechen vermag, so hat es (gegenüber der IV) Anspruch auf Bei-
träge für die Sonderschulung.113 Der Anspruch besteht bis zur Vollendung des 
20. Altersjahres. 114 Im Rahmen einer solchen Sonderschulung wird behinder-
ten Kindem nicht nur die eigentliche Schulausbildung ermöglicht. Die Kinder 
werden je nach Schwere ihrer Behinderung auch in manuellen Belangen, in 
den Verrichtungen des täglichen Lebens und der Fähigkeit des Kontakts mit 
der Umwelt gefördert. 115 
107 Vgl. Art. 18 Abs. 1 IVG. 
108 Vgl. dazu auch ANDREAS DUMMERMUTH, 4. IV-Revision - Änderungen und erste Erfahrun-
gen, in: Rene Schaffhauser/Ueli Kieser (Hrsg.), Invalidität im Wandel: Aktuelle Entwicklun-
gen und Probleme, St. Gallen 2005 , S. 9, 26 ff. ; PFIFFNER RAUBER (Fn. 85), S. 267 f. 
109 Art. 18 Abs. 1 IVG. 
110 Art. 18 Abs. 2 IVG. 
111 Art. 8 Abs. 2 IVG. 
112 Der Begriff der Volksschule umfasst nicht nur den Regeluntenicht, sondern auch Hilfs- und 
Förderklassen (Art. 8 Abs . 3 IVG). 
113 Art. 19 IVG i.V.m. Art. 8 IVV; Art. 19 IVG beinhaltet im Prinzip nicht nur einen Anspruch 
des behinderten Kindes auf Sonderschulung, sondern indirekt auch das Recht der kantonalen 
Behörden, einem Kind den Besuch der Volksschule zu vetweigem. Ein schwer behindertes 
Kind muss nicht in die Einführungsklasse (Volksschule) aufgenommen werden. Auch dann 
nicht, wenn die Sonderschulung nicht im Heimatkanton vorgenommen werden kann (BGE 
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Die Beiträge für die Sonderschulung116 umfassen das Schulgeld, das Kostgeld, 
pädagogisch-therapeutische Massnahmen, die zusätzlich zum Sonderschulun-
terricht notwendig sind, und Transportkosten. 
a) Schulgeld 
Der Schulgeldbeitrag beträgt 44 Franken pro Schultag 117 und wird für folgende 
Versicherte ausgerichtet: 11 8 
b) 
0 geistig Behinderte, deren Intelligenzquotient nicht mehr als 75 beträgt, 
0 Blinde und Sehbehinderte mit einer korrigierten Sehschärfe von weni-
ger als 0.3 bei beidäugigem Sehen, 
0 Gehörlose und Hörbehinderte mit einem mittleren Hörverlust des besse-
ren Ohres im Reintonaudiogramm von mindestens 30 dB oder einem 
diesem äquivalenten Hörverlust im Sprachaudiogramm, 
0 schwer körperlich Behinderte, 
0 Sprachbehinderte mit schweren Sprachstörungen, 
0 schwer Verhaltensgestörte, 
0 und generell Versicherte, bei denen die einzelnen Gesundheitsschäden 
die obgenannten Voraussetzungen zwar nicht vollumfanglieh erfüllen, 
die infolge der Kumulation von Gesundheitsschäden dem Unterricht in 
der Volksschule aber nicht zu folgen vermögen. 
Kostgeldbeitrag 
Entstehen für das Kind durch den Besuch des Sonderschulunterrichts Kosten 
für die auswärtige Verpflegung oder Unterbringung, erhält es von der IV 
Kostgeldbeiträge. Diese belaufen sich bei einem Internatsaufenthalt auf 56 
Franken pro Übernachtung oder bei einem Externatsaufenthalt auf 7 Franken 
pro Mittagessen. 119 
116
Der Sonderschulunterricht beginnt mit der Kindergartenstufe und kann sofern notwendig über 
das ordentliche Schulalter hinaus bis längstens zur Vollendung des 20. Altersjahres fortgesetzt 
werden (Art. 8 Abs. 2 IVV). 
11 7 Art. 8 Abs. 5 IVV. 
118 Art. 8 Abs. 4 lit. a- g IVV. 
119 Art. 8 bis IVV. 
c) Pädagogisch-therapeutischeMassnahmen 
Die IV übernimmt zusätzlich die neben dem Sonderschulunterricht notwendi-
gen pädagogisch-therapeutischen Massnahmen, insbesondere: 
d) 
0 die Sprachheilbehandlung für Kinder mit schweren Sprachstörungen, 
0 Hörtraining und Ableseunterricht für gehörlose und hörbehinderte Kin-
der mit einem mittleren Hörverlust des besseren Ohres im Reintonau-
diagramm von mindestens 30 dB oder einem diesem äquivalenten Hör-
verlust im Sprachaudiogramm, 
0 Massnahmen zum Spracherwerb und Sprachaufbau für geistig behin-
derte Versicherte mit einem Intelligenzquotienten unter 75 sowie 
0 Sondergymnastik zur Förderung gestörter Motorik für geistig behinder-
te, blinde, sehbehinderte, gehörlose und hörbehinderte Versicherte.120 
Transportkosten 
Zusätzlich übernimmt die IV die Kosten für den Transport, der für den Besuch 
der Sonderschule und die Durchführung von pädagogisch-therapeutischen 
h d. . 121 Massna men notwen 1g 1st. 
2. Massnahmen zur Ermöglichung des Volksschulbesuchs 
Die IV übernimmt auch Leistungen, die es dem behinderten Kind ermöglichen, 
den Volksschulunterricht besuchen zu können, nämlich: 
0 pädagogisch-therapeutische Massnahmen, 122 
0 Transportkosten, die bei der Durchführung der pädagogisch-
therapeutischen Massnahmen entstehen, 123 
120 Art. 8'cr IVV. 
121 Art. 8quater IVV. 
122 Art. 9 Abs. I IVV. Die möglichen Massnahmen sind auf Sprachheilbehandlungen für sprach-
behinderte Kinder, Hörtraining und Ableseunterricht für Gehörlose und Hörbehinderte be-
schränkt (Art. 9 Abs. 2 IVV) . Im Gegensatz zu pädagogisch-therapeutischen Massnahmen flir 
die Sonderschulung fehlt in dieser Aufzählung die psychomotorische Therapie. Schwer sehbe-
hinderte Kinder werden also anders behandelt je nachdem, ob sie die Sonder- oder die Volks-
schule besuchen. Sprach- und Hörbehinderte werden hingegen in beiden Fällen gleich behan-
delt. Die Aufzählung in Art. 9 Abs. 2 IVV ist nach der Rechtsprechung des EVG aber 
abschliessend und weder gesetzes-noch verfassungswidrig (BGE 128 V 95). 
123 Art. 9 bis Abs. I lit. a IVV. 
0 Transportkosten, welche für die Teilnahme körper- oder sehbehinderter 
Versichetter am Volksschulunterricht anfallen 124 und 
0 Kostgeldbeiträge bei der Notwendigkeit auswärtiger Unterbringung o-
der Verpflegung von Körper- oder Sehbehinderten. 125 
3. Massnahmen zur Vorbereitung auf den Sonder- und 
Volksschul un terrich t 
Schon im vorschulpflichtigen Alter werden bei Kindem zur Vorbereitung auf 
die Sonder- und Volksschule gegebenenfalls pädagogisch-therapeutische 
Massnahmen übernommen. 126 Darunter fallen Sprachheilbehandlung, Hörtrai-
ning und Ableseunterricht sowie heilpädagogische Früherziehung. 127 
Diese Aufzählung der pädagogisch-therapeutischen Massnahmen ist abschlies-
send. Während die ersten zwei Leistungskategorien nur bestimmten Gruppen 
von Behinderten gewährt werden- Art. 10 Abs. 2 lit. a und b IVV verweisen 
auf Art. 8 Abs. 4 IVV - steht die heilpädagogische Früherziehung theoretisch 
allen Behinderten offen. Ziel der heilpädagogischen Früherziehung ist es, die 
Fertigkeiten und Funktionen in Wahrnehmung, Motorik und Sprache, die Ent-
wicklung von Selbstwertgefühl, Kreativität sowie die Handlungs- und Kon-
taktfahigkeit zu fördern. Es handelt sich dabei um ein gesamtheitliebes Ange-
hen der verschiedenen Defizite eines behinderten Kindes unter 
Berücksichtigung seines sozialen Umfelds. 128 
124 Art. 9 bis Abs. I lit. b IVV. 
125 Art. 91er IVV. 
126 Art. 10 IVV. 
127 Art. II IVV. A uch hier werden zusätzlich die notwendioen Transportkosten finanziert lß . . e · · · 
Urteil des EVG vom 3. Juh 2003, I 75/02, I. Kammer, Erw. 4.4.2 ; Während die Musiktherapie 
m BGE 114 V 22 noch als heilpädagogische Früherziehung galt, wird sie seit diesem ziemlich 
komplexen Urteil nicht me~r als solche von der IV übernommen . Die Musiktherapie gehe im 
Gegensatz zur heilpädagogischen Früherziehung die Defizite des behinderten Kindes nicht ge-
samthe!thch und unter Embezug des sozialen Umfelds des Kindes an, sondern fördere, als be-
sondere Form der Psychotherapie, gezielt bestimmte Fähigkeiten des Kindes. 
B. Änderungen mit dem In-Kraft-Treten des Neuen 
Finanzausgleichs (NFA) 
1. Ausgangslage 
Mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwi-
schen Bund und Kantonen (NF A), die im Jahr 2008 in Kraft tritt, werden auf 
dem Gebiet der Sonderschulung grosse Veränderungen stattfinden. Bereits 
heute ist es Aufgabe der Kantone, für einen ausreichenden und unentgeltlichen 
Grundschulunterricht zu sorgen. Bei ihnen liegt laut Art. 62 Abs. 1 BV auch 
die Zuständigkeit für das Schulwesen. Der Anspruch auf genügenden Grund-
schulunterricht erstreckt sich nach vorherrschendem Verständnis auch heute 
schon auf Behindette. 129 Im Bereich der Sonderschulung ist die IV aber in er-
heblichem Umfang an der Finanzierung beteiligt. Sie erbringt bislang neben 
kollektiven Leistungen wie Bau- 130 und Betriebsbeiträgen
131 
wie soeben dar-
gelegt - auch individuelle Leistungen an Kinder, die einer Massnahme i.S.v. 
Art. 19 IVG bedürfen. Insgesamt trägt sie rund die Hälfte der Kosten der Son-
derschulung. 
2. Situation nach In-Kraft-Treten des NFA 
Neu wird die Sonderschulung - von der heilpädagogischen Früherziehung bis 
zum Abschluss der Sonderschulung - in der alleinigen organisatorischen, fach-
lichen und finanziellen Verantwortung der Kantone liegen. Art. 19 IVG wird 
aufgehoben. 132 Die IV zieht sich vollständig aus der Finanzierung der Sonder-
schulen zurück. Die bisherige Zweiteilung des sonderpädagogischen Angebots 
in Sonderschulen mit und Sonderklassen ohne IV -Finanzierung
133 
entfallt da-
mit.134 Den Kostenanteil von rund 50 Prozent, für welchen die IV heute auf-
kommt werden in Zukunft die Kantone übernehmen müssen.
135 
Gleichzeitig 
wird der Anspruch behinderter Kinder und Jugendlicher auf ausreichende 
129 Siehe etwa LANDOLT (Fn. 113), Ziff. li. B. 2. b. 
130 Art. 73 Abs. I IVG. 
131 Art. 73 Abs. I lit. a IVG. 
132 BB\2005 6218 ff., 6221. . . . 
133 Für Kinder, die Sonderschulunterricht brauchen, aber nicht sonderschulbedürftig 1m Smne der 
IV sind. . 
l34PETER U. WALTHER-MÜLLERIHERBERT WYSS, Bildung behinderter Kinder und die Sozialver-
sicherungen: der Beitrag der lnvalidenversicherung im Kontext des Bildungssystems, SZS 
2004, 275 , 277. 
135 BBI 2005 6218 ff. 
Sonderschulung bis zum vollendeten 20. Altersjahr ausdrücklich in der Verfas-
sung gewährleistet (Art. 62 Abs. 3 BV). 136 
Die in der Volksabstimmung zum NF A unterlegenen Gegner dieser Vorlage 
befürchteten in erster Linie eine Senkung des hohen Standards der heilpädago-
gischen Versorgung in der Schweiz. Es bestehe auch die Gefahr, dass grosse 
Unterschiede zwischen den einzelnen Kantonen entstünden. Die Befürworter 
der Neuregelung sahen indes keine Grundlage für diese Befürchtung, da die 
Kantone einen klaren Verfassungsauftrag haben. 
VII. Leistungen bei Hilflosigkeit und intensiver 
Pflegebedürftigkeit 
A. Hilflosenentschädigung 
1. Hilflosenentschädigung im Rahmen der IV 
Die Hilflosenentschädigung soll Behinderten durch die Finanzierung von 
Dritthilfe eine möglichst autonome Lebensgestaltung ermöglichen. 137 Vor der 
4. IVG-Revision hatten hilflose Minderjährige noch keinen Anspruch auf Hilf-
losenentschädigung.1 38 Für Kinder, die das 2. Altersjahr zurückgelegt hatten 
und sich nicht zur Sonderschulung oder Eingliederung in einer Anstalt aufhiel-
ten, war immerhin ein nach dem Grad der Hilflosigkeit abgestufter Pflegebei-
trag vorgesehen. 139 Seit dem 1. Januar 2004 haben auch Minderjährige An-
spruch auf Hilflosenentschädigung der IV. 
Die im Zusammenhang mit der Hilflosenentschädigung relevante Invalidität 
besteht nach Ati. 9 A TSG darin, dass eine Person wegen der Beeinträchtigung 
ihrer Gesundheit für alltägliche Lebensverrichtungen dauernd der Hilfe Dritter 
oder der persönliche Überwachung bedarf. 
136 
"Die Kantone sorgen für eine ausreichende Sonderschulung aller behinderten Kinder und Ju-
gendl ichen bis längstens zum vollendeten 20. Altersjahr." 
13 7 DI ETER WIDMER, Die Sozialversicherung in der Schweiz, 5. Aufl. , Zürich/Basel/Genf 2005 , 
s. 87. 
138 Siehe aArt. 42 Abs. I IVG. 
139 DUC (Fn. 86), Rz. 930 ff. ; DERS. (Fn. 73), Rz. 77; LOCHER (Fn. 32), § 54, Rz. 14; ALFRED 
MAURER, Schweizerisches Sozialvers icherungsrecht, Band II , 2. Aufl. , Bem 1988, S. 238; vgl. 
aArt. 20 IVG i.V.m. aArt. 13 IVV. 
Zu den alltäglichen Lebensverrichtungen gehören nach ständiger Praxis: 140 
0 Ankleiden, Auskleiden 
0 Aufstehen, Absitzen, Abliegen 
0 Essen 
0 Körperpflege 
0 Verrichtung der Notdurft 
0 Fortbewegung (im oder ausser Haus), Kontaktaufnahme 
Die Hilflosigkeit und damit verbunden die Höhe der Entschädigung wird 
in schwere, mittelschwere und leichte Hilflosigkeit abgestuft. 
Eine schwere Hilflosigkeit liegt vor, wenn die versicherte Person vollständig 
hilflos ist, d.h. wenn sie in allen alltäglichen Lebensverrichtungen regelmässig 
in erheblicher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen ist und überdies der dau-
ernden Pflege oder der persönlichen Überwachung bedarf. 141 
Die Hilflosigkeit gilt als mitte/schwer, wenn eine versicherte Person in den 
meisten alltäglichen Lebensverrichtungen regelmässig in erheblicher Weise 
auf Dritthilfe angewiesen ist oder in mindestens zwei alltäglichen Lebensver-
richtungen regelmässig in erheblicher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen 
ist und überdies entweder einer dauernden persönlichen Überwachung bedarf 
oder dauernd auf lebenspraktische Begleitung angewiesen ist. 
Die Hilflosigkeit ist leicht, wenn die versicherte Person trotz Abgabe von 
Hilfsmitteln mindestens in zwei alltäglichen Lebensverrichtungen regelmässig 
in erheblicher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen ist, einer dauernden per-
sönlichen Überwachung oder einer durch das Gebrechen bedingten ständigen 
und besonders aufwendigen Pflege bedarf, wegen einer schweren Sinnschädi-
gung oder eines schweren körperlichen Gebrechens nur dank regelmässiger 
und erheblicher Dienstleistungen Dritter gesellschaftliche Kontakte pflegen 
kann oder dauernd auf lebenspraktische Begleitung angewiesen ist. 
140 Siehe etwa BGE 127 V 94, 97. Zur Bejahung der Hilfsbedürftigkeit genügt es, wenn die vers i-
cherte Person bei einer Teilfunktion einer Lebensverrichtung regelmässig in erheblicher Weise 
auf die Hilfe Dritter angewiesen ist. Zum Beispiel liegt Hilfsbedürftigkeit vor, wenn eine Per-
son zwar selber essen kann, die Nahrung aber nicht selbständig zu zerkleinem vermag (ZAK 
1981, S. 387). Ausführlich zu den einzelnen Lebensverrichtungen und den einzelnen Teilfunk-
tionen KSIH, N 80 10 ff. 
141 Art. 37 Abs. 1 IVV, Art. 38 Abs. 2 UVV. 
Auch vollständig gesunde Kinder bedürfen einer gewissen Überwachung und 
Unterstützung durch ihre Eltern. Je jünger sie sind, desto erheblicher ist der 
Aufwand. Für die Beurteilung des Hilflosigkeitsgrades bei behinderten Kin-
dem ist demnach ein Vergleich mit gleichaltrigen, nicht behinderten Kindem 
vorzunehmen. Nur der Mehraufwand an Hilfeleistung und persönlicher Über-
wachung kann bei der Bemessung der Hilflosigkeit berücksichtigt werden. 142 
Bei Kindern, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, entsteht der 
Anspruch, sobald voraussichtlich während mehr als zwölf Monaten eine Hilf-
losigkeit bestehen wird. 143 
Kinder, die lediglich auf lebenspraktische Begleitung144 angewiesen sind, ha-
ben im Gegensatz zu Erwachsenen keinen Anspruch auf Hilflosenentschädi-
gung.145 
Zur Bestimmung der Höhe der Hilflosenentschädigung nimmt Art. 4ier IVG 
Bezug auf den Höchstbetrag der Altersrente nach AHVG. Bei schwerer Hilflo-
sigkeit beträgt die Hilflosenentschädigung 80 Prozent, bei mittlerer Hilflosig-
keit 50 Prozent und bei leichter Hilflosigkeit 20 Prozent des Höchstbetrags der 
Altersrente. Für Versichette, die sich in einem Heim aufhalten, entrichtet die 
IV lediglich die Hälfte dieser Ansätze. 146 Diese Ansätze gelten für Erwachsene 
und für Minde1jährige. 147 
2. Hilflosenentschädigung im Rahmen der UV 
Auch die UV kennt für ihre Versicherten Hilflosenentschädigungen. 148 Die 
Ansätze der UV richten sich nach dem Höchstbetrag des versicherten Tages-
verdienstes und sind damit höher als in der IV. 149 Hat der Versicherte An-
142
Urtei l des EVG vom 31. Mai 2005, III. Kammer, I 565/04, E. 4.2. I; G!ON PIEDER C ASAULTA, 
4. N-Revision und Schadensliquidation, in : Alfred Koller (Hrsg.), Haftpflicht- und Versiche-
rungstagung 2003, St. Gallen 2003, S. I 13, 131. 
143 Art. 42b" Abs. 3 IVG. 
144
Lebenspraktische Begleitung liegt vor, wenn eine Person, die ausserhalb eines Heims lebt 
infolge einer Beeinträchtigung der Gesundheit, ohne Begleitung einer Drittperson nicht selb-
ständig wohnen kann, ftir die Verrichtungen und Kontakte ausserhalb der Wohnung auf Be-
gleitung einer Drittperson angewiesen ist oder ernsthaft gefährdet ist, sich dauernd von der 
Aussenwelt zu isolieren (Art. 38 Abs . I JVV). 
145 Art. 42bis Abs. 5 !VG. 
146 Art. 42'er Abs. 2 IVG. 
147 
CASAUL TA (Fn. 142), S. I 28 ff. 
148 Art. 26 UVG. 
149 
Art . 27 UVG i.V.m. Art. 38 UVV und Art. 22 Abs. I UVV. Bei leichter Hilflosigkeit beträgt 
die monatliche Hilflosenentschädigung 586 Franken, bei mittlerer I '1 72 Franken und bei 
schwerer I '758 Franken. 
spruch auf Hilflosenentschädigung der UV, so geht diese derjenigen der IV 
150 
vor. 
B. Intensivpflegezuschlag 
Für Minderjährige, die eine intensive Betreuung benötigen, kann zusätzlich zur 
Hilflosenentschädigung der IV ein Intensivpflegezuschlag beansprucht wer-
den. 151 Von einer intensiven Betreuung ist in diesem Zusammenhang auszuge-
hen, wenn ein behindertes Kind infolge der Beeinträchtigung seiner Gesund-
heit täglich vier Stunden mehr Betreuung benötigt als ein gleichaltriges, nicht 
behindertes Kind, d.h. der Mehrbedarf an Behandlungs- 152 und Grundpflege 153 
muss im Vergleich zur Betreuung nicht behinderter Kinder mindestens vier 
Stunden betragen. Der Zeitaufwand für ärztlich verordnete medizinische 
Massnahmen, die durch medizinische Hilfspersonen vorgenommen werden, 
sowie der Zeitaufwand der pädagogisch-therapeutischen Massnahmen sind 
nicht anrechenbar. Muss das Kind dauernd überwacht werden, so können dafür 
zwei Stunden Mehrbedarf angerechnet werden, bei einer intensiven behinde-
.. 154 . 155 I · fl rungsbedingten Uberwachung sogar vier Stunden. Der ntens1vp egezu-
schlag wird jedoch nicht gewährt, solange sich das Kind in einem Heim auf-
hält.156 
150 Art. 66 Abs. 3 ATSG; vg l. KIES ER (Fn. I 2), Art. 66, Rz. 17 ff. 
151 Art. 42'cr Abs. 3 IVG; Erwachsene haben keinen Anspruch auf den lntensivpflegezuschlag. 
152 Unter die Behandlungspflege fallen medizinische Massnahmen, die nicht durch medizinisches 
Hil fspersonal erbracht werden. Sie müssen aber ärztlich verordnet, w issenschaftlich anerkannt, 
zweckmässig und wirtschaftlich sein. Es konunen diagnostische (z.B. Blutdruck- und Tempe-
ratunnessung) und therapeutische Massnahmen (z.B. Reinigen von Wunden) in Frage (vgl. 
KSIH, N 8072 ff.). 
153 Z.B. Massnahmen der Körperhygiene wie die Hilfe beim Zähneputzen, Duschen und Hände-
waschen oder Massnahmen zur Erhaltung der täglichen Verrichtungen und Funktionen wie 
Esshilfe usw. Müssen die Eltern mittags das Fleisch fiir das behinderte Kind schneiden, so 
wurde das beispielsweise mit 5 Minuten Mehraufwand täglich berücksichtigt. Für das Zähne-
putzen wurden dreimal 3 Minuten täglich angerechnet (KSIH, N 8074; Urtei l des EVG vom 6. 
Oktober 2005, I 72/05 , E. 4.3 ff.). 
154 Eine besonders intensive dauernde Überwachung ist dann gegeben, wenn die Betreuungsper-
son überdurchschnittliche Aufmerksamkeit w1d ständige Interventionsbereitschaft gewährleis-
ten muss. Z.B . bei einem autistischen Kind, dass jederzeit zum Fenster herausspringen könnte 
(KSIH, N 8077). Gemäss EVG kann eine besonders intensive persönliche Überwachung, die 
mit vier Stunden anzurechnen ist, in der Regel erst ab einem Alter von sechs Jahren in Be-
tracht gezogen werden, da auch gesunde Kinder bis zu diesem A lter überwacht werden müs-
sen. Vor diesem Alter kann (muss aber nicht) die persönliche Überwachung nur bei erethi-
schen und autistischen Kindem sowie bei Kindern, die häufig Epilepsie-Anfälle oder 
Absenzen erleiden, in die Bemessung miteinbezogen werden (Urteil des EVG vom 6. Oktober 
2005, III. Kammer, I 67/05, E . 4.2; vgl. Anhang lii KSIH). 
155 Art. 39 UVV. 
156 Art. 42'er Abs. 3 NG . 
Bei einem zusätzlichen Betreuungsaufwand von mindestens acht Stunden pro 
T~g beträgt der Intensivpflegezuschlag 60 Prozent, bei einem solchen von 
;mdesten~ sechs Stunden pro Tag 40 Prozent und bei einem solchen von min-
estens Vlet57 Stu~den pro Tag 20 Prozent des Höchstbetrags der AHV-
Altersrente. . Keme Anspruchsvoraussetzung bildet, dass die Eltern zu ihrer 
Entlastung Hllfspe_rsonal angestellt haben. Sie müssen keine Kosten nachwei-
sen, um den Intensivpflegezuschlag zu erhalten. 158 
C. Kostgeldbeitrag 
Wie berei~s e~ähnt, erhalten Minde1jährige, die sich in einem Heim aufhal-
t~n, ?ur d~e ~alfte ~er orde~tlichen Ansätze der Hilflosenentschädigung. Zu-
satzhch Wird :~9ne~ Jedoch em Kostgeldbeitrag von 56 Franken pro Übernach-~n~ erstattet. ~~_es~~~ Anspruch besteht gleichermassen bei einer Platzierung 
m eme Pflegefaml11e. 
VIII. Weitere Leistungen 
A. Hilfsmittel 
Als Hilfsmittel gilt · G d T .1 d . e/~ egenstan , dessen Gebrauch den Ausfall gewisser 
el e un Funkhonen des menschlichen Körpers zu ersetzen vermag 162 De G~genstand muss sich ausserdem ohne strukturelle Änderung ableg~n un~ 
~Jeder verwend_en lassen.163 Mit einem Hilfsmittel können die Auswirkun en 
emes Gesundh~Itsschaden~ teilweise behoben oder wenigstens gemildert :er-
den. ~0 ~ann Sich etwa em querschnittgelähmtes Kind dank einem Rollstuhl 
selbstand1g fortbewegen. 
"Hilfsmitte_linvalidität"164 besteht bei Personen, die infolge eines Gesundheits-
schadens emen länger dauernden, vollständigen oder teilweisen Ausfall einer 
157 A 42 ter I·s rt. Abs. 3 IVG i.V.m. Art. 34 Abs. 3 und 5 AHVG 
° KS!H , N 8070. · 
159 A 42ter 160 rt. Abs. 2 IVG i. V.m. Art. 36 Abs. 1 IVV. Art. 36 Abs. 3 IVV 161 . . 
162 Z .B. d1e Sehkraft, die Hörfähigkeit oder das Gehvermögen (KIES ER [Fn I] S 54) BGE 131 V9, 13 . . ' . . 163
BGE 115 V 191 194 164 ' . 
LANDOLT(Fn. 6 1), Rz. 1132. 
bestimmten Funktion des Körpers erfahren, der den Einsatz eines solchen Ge-
räts objektiv notwendig macht. 165 Hilfsmittel gehören in der IV zu den Einglie-
derungsmassnahmen, weshalb stets auch die allgemeinen Anspruchsvorausset-
zungen der Eingliederungsmassnahmen wie die Geeignetheit, die 
Erforderlichkeit und die Eingliederungswirksamkeit erfüllt sein müssen. 166 Es 
wird jedoch nicht vorausgesetzt, dass sie der Eingliederung ins Erwerbsleben 
oder in den Aufgabenbereich dienen. 167 
Die Gegenstände, die als Hilfsmittel in Frage kommen, sind im Anhang der 
Hilfsmittelverordnung der IV (HVI) in einer Liste über die anerkannten Hilfs-
mittel enthalten. Die Hilfsmittelkategorien sind abschliessend geregelt, wäh-
rend bei den einzelnen Kategorien zu prüfen bleibt, ob die dortigen Hilfsmittel 
beispielhaft oder abschliessend aufgezählt werden. 168 
Die IV unterscheidet zwischen zwei Kategorien von Hilfsmitteln. 169 Die erste 
Kategorie bilden kostspielige Geräte, die ein Behinderter für die Fortbewe-
gung, 170 die Herstellung des Kontaktes zur Umwelt171 oder für die Selbstsor-
ge172 braucht. 173 Diese werden ohne Rücksicht auf die Erwerbsfahigkeit finan-
ziert.1 74 
Die zweite Kategorie von Hilfsmitteln, 175 die in der Liste der HVI mit einem 
Sternchen versehen sind, steht denjenigen Versicherten zu, welche sie zur 
Ausübung der Erwerbstätigkeit, zur Tätigkeit im Aufgabenbereich, zur Erhal-
tung oder Verbesserung der Erwerbsfahigkeit, für die Schulung, die Aus- und 
Weiterbi ldung oder zum Zwecke der funktionellen Allgewöhnung benötigen. 
Ausnahmen bilden Zahnprothesen, Brillen und Schuheinlagen, die nur über-
nommen werden, sofern sie eine wesentliche Ergänzung zu medizinischen 
Eingliederungsmassnahmen (Art. 12 IVG) bilden. 176 
Wird anstelle eines Hilfsmittels die Hilfe einer Drittperson notwendig, um den 
Arbeitsweg zu überwinden, den Beruf auszuüben oder besondere Fähigkeiten 
165 LANDOLT (Fn. 61 ), Rz. 1132; LOCHER (Fn. 32), § 36, Rz. 6; KHM!, N 1003. 
166 LOCHER (Fn. 32), § 36, Rz. 2; KHMI, N I 003; BGE 129 V 67. 
167 Art. 8 Abs. 2 IVG i.V.m. Art. 21 Abs. 1 und 2 IVG; LOCHER (Fn. 32), § 36, Rz. 2 ff. 
168 LOCHER(Fn. 32), § 36, Rz. 12; BGE 121 V 258,260. 
169 Kostspielige Hilfsmittel werden leihweise abgegeben, weniger teure hingegen erhalten die 
Versicherten zu Eigentum; A1i. 3 HVI. 
170Z.B. Rollstühle, Gehilfen, Orthesen, Prothesen usw. 
171 Z.B. Schreibmaschinen, elektrische und elektronische Konmmnikationsgeräte usw. 
172 Z.B. Invaliditätsbedingte bauliche Änderungen in der Wohnung, Krankenheber usw. 
173 Art. 21 Abs. 2 IVG und Ali. 2 Abs. I HVI. 
174Art. 21 Abs. 2 IVG. 
175 Art . 21 Abs. I IVG. 
176 Art. 21 Abs. I IVG. 
I L() 
zu erwerben, welche die Aufrechterhaltung des Kontaktes mit der Umwelt er-
möglichen, so sind auch diese Kosten von der IV zu übernehmen. 177 
Bei Personen, die unfallversichert sind und die irrfolge eines Unfalls behindert 
werden, kommt grundsätzlich die UV für die Hilfsmittel auf. 178 Die Leistungs-
pflicht der IV ist gegenüber derjenigen der UV subsidiär. 179 Da die Hilfsmittel-
liste der UV weniger umfangreich ist als diejenige der IV, 180 kommt für 
Hilfsmittel, die in der Liste der IV, nicht aber in derjenigen der UV enthalten 
sind, die IV auf. 181 
Die KV finanziert nur Hilfsmittel, die im Zusammenhang mit einer Krankheit 
einer diagnostischen, therapeutischen oder pflegerischen Zielsetzung die-
nen. 
182 Die Hilfsmittel, welche die KV übernimmt, sind abschliessend in der 
Mittel- und Gegenstände-Liste (MiGel) aufgeführt. 183 
B. Taggeld 
Taggelder sind Geldleistungen, die als Ersatzeinkommen dienen und vorüber-
gehend, nach Tagen bemessen, ausgerichtet werden. 184 Gedeckt ist der Er-
werbsausfall, der aufgrund von Arbeitsunfähigkeit entsteht. 185 Taggelder ken-
nen die IV, EO, KV, UV, MV und ALV. 186 Zudem können auch 
Taggeldversicherungen gernäss dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) ab-
geschlossen werden. 
Im Zusammenhang mit der Rechtsstellung jugendlicher Behinderter sind Tag-
gelder höchstens dann von Bedeutung, wenn die Behinderung aufgrund eines 
Unfalls oder einer Krankheit entstanden ist und die jugendlichen Versicherten 
177 At1. 9 HVI. 
178 Art. II UVG; natürlich nur wenn die Person unfallversichert ist. 
179 Art. 65 ATSG; KIESER (Fn. 12), Art. 65 , Rz. 5. 
180 K!ESER(Fn. 1), S. 58. 
181 K.!ESER (Fn. 12), A11. 65 , Rz. 14. 
182 Vgl. Art. 25 Abs. 2 lit. b i.V.m. Art. 52 Abs. I lit. a Ziff. 3 KVG. Dazu EUGSTER (Fn. 50), Rz. 
214. 
183 Anhang 2 zur KLV; ALFRED MAU RER, Das neue Krankenversichemngsrecht, Basel/Frankfurt 
a.M. 1996, S. 62. 
184 DUC (Fn. 86), Rz. 622; KIES ER (Fn. 12), Art . 15, Rz. 6; LOCHER (Fn. 32), § 44, Rz. I. 
185 LANDOLT (Fn. 3), S. 246. 
186 Art. 22 ff. IVG und Art. 17 ff. lVV; Art. 1 a ff. und Art. 16b ff. EOG; Art. 67 ff. KVG und A11. 
107 ff. KVV ; Art. 16 ff. UVG und Art. 22 ff. UVV; Art. 28 MVG und Art. 15 ff. MVV; Art. 
21 ff. A VIG und Art. 33 ff. A VIV. 
der obligatorischen Unfallversicherung unterstellt187 oder freiwillig gernäss 
KVG oder VVG taggeldversichert sind. 
Für Praktikanten, Volontäre, Schnupperlehrlinge und Versicherte, die zur 
Ausbildung in beruflichen Eingliederungsstätten für Behinderte tätig sind und 
naturgernäss weniger verdienen, werden für die Unfallversicherung in A1i. 23 
Abs. 6 UVV Mindestansätze statuiert: Vor vollendetem 20. Altersjahr wird 
von einem Tagesverdienst von mindestens 10 Prozent und nach vollendetem 
20. Altersjahr von einem Tagesverdienst von mindestens 20 Prozent des 
Höchstbetrages des versicherten Tagesverdienstes ausgegangen. 
Wird die Berufsausbildung aufgrund eines Unfalls um mehr als sechs Monate 
verzögert, besteht für die Dauer der Verlängerung der Ausbildungszeit, jedoch 
maximal für ein Jahr, Anspruch auf ein Teiltaggeld. Dieses Teiltaggeld ent-
spricht der Differenz zwischen dem Ausbildungslohn und dem Minimallohn 
einer ausgelernten Person der entsprechenden Berufsgattung. 188 
Die IV erbringt während der Eingliederung Taggelder. Diese werden aber nur 
an Personen ausgerichtet, die das 18. Altersjahr bereits vollendet haben. 189 
C. Invalidenrente 
In der IV und der beruflichen Vorsorge setzt der Anspruch auf Invalidenrente 
frühestens nach Vollendung des 18. Altersjahres ein. 190 Bei Erreichen der 
Volljährigkeit kann ein Anspruch auf Invalidenrente geprüft werden. System-
bedingt erhält aber, wer als Kind oder Jugendlicher invalid wurde, eine tiefe 
Rente.191 
Eine Invalidenrente der UV oder der (weitergehenden) beruflichen Vorsorge 
kommt bei Minderjährigen nur in Betracht, wenn sie unselbständig erwerbstä-
tig waren. Sie wird zudem erst ausgerichtet, wenn von weiteren ärztlichen Be-
handlungen keine namhafte Besserung des Gesundheitszustandes mehr erwar-
tet werden kann und die Eingliederung der IV abgeschlossen ist. 
Die Invalidenrente der UV bemisst sich nach dem versicherten Verdienst. 192 
Als versicherter Verdienst gilt der Lohn innerhalb des Jahres vor dem Un-
187 Vome, S. 147 f. 
188 Art. 23 Abs. 9 UVV; LANDOLT (Fn. 3), S. 24 7; vgl. WIDMER (Fn. 137), S. 194. 
189 Art. 22 Abs. 4 IVG. 
190 Art. 29 Abs. 2 IVG; Art. 7, 23 und 26 BVG i. V.m. Art. 29 Abs. 2 IVG. 
191 LANDOLT(Fn. 3), S. 255. 
192 Art. 15 Abs. I UVG. 
fall.
193 
Eine Ausnahme bilden dabei die (Schnupper-)Lehrlinge: Bei Lehrlin-
gen wird für die Ermittlung des versicherten Verdienstes ab dem Zeitpunkt, da 
sie die Lehre abgeschlossen hätten, auf den Lohn einer voll leistungsfahigen 
Person mit dem entsprechenden Berufsabschluss abgestellt. 194 Bei Schnupper-
lehrlingen ist dies hingegen etwas problematischer. Jugendliche absolvieren in 
der Regel mehrere Schnupperlehren, ohne sich tatsächlich auf einen Beruf 
festzulegen, mit dem Ziel, verschiedene Berufe kennen zu lernen. Das Abstel-
len auf den Lohn im Beruf, in dem ein Jugendlicher gerade "schnupperte", 
wäre nach der Praxis des EVG etwas zufallig, weshalb Durchschnittslöhne 
nach Art. 26 IVV heranzuziehen sind. 195 Trotzdem ist der versicherte Ver-
dienst bei Jugendlichen meist tief. Er wird im Laufe der Jahre durch die UV 
auch nicht mehr angepasst. Daher erhalten versichelte Personen, die in den 
Anfangen ihres Berufslebens invalid geworden sind, lebenslänglich eine tiefe 
Rente der UV. 196 
D. Integritätsentschädigung 
Personen, die der obligatorischen Unfallversicherung unterstehen und einen 
Unfall erleiden, der zu einer dauernden und erheblichen Schädigung ihrer 
körperlichen, geistigen oder psychischen Unversehrtheil (Integritätsschaden) 
führt, haben Anspruch auf eine Integritätsentschädigung der UV. 197 Die Höhe 
der Entschädigung richtet sich nach der Schwere des Schadens, unabhängig 
von der Beeinträchtigung der Erwerbsfahigkeit. 198 Die Schwere des Integri-
tätsschadens bemisst sich nach der Skala in Anhang 3 UVV (Gliedertabelle), 
wo die Integritätsschäden in Prozenten von 5 I 00 Prozent 199 des höchsten 
193 
Art. 15 Abs. 2 UVG. 194
Art. 15 Abs. 3 UVG i.V.m. A11. 24 Abs. 3 UVV. 195
BGE 124 V 301 , 307 f. 196 
ANDRE ÜTTIGER, Der prekäre Schutz der Frühinvaliden (junge Arbeitskräfte, Lehrlinge, 
Schnupperlehrlinge und Studenten) in der sozialen Unfallversicherung, in: Rene Schaffhau-
ser/Franz Schlauri (Hrsg.), Sozialvers icherungsrechtstagung 2002, St. Gallen 2002, S. 65, 66. 197 
Art. 24 Abs. l UVG. Die Integritätsentschädigung wird in Form einer Kapitalleistung gewährt 
(Art. 25 Abs. I UVG) und zeitgleich mit der Invalidenrente festgesetzt. Besteht kein Anspruch 
auf Invalidenrente, wird sie nach Beendigung der ärztlichen Behandlung zugesprochen (Art. 24 Abs. 2 UVG). 198
Vgl. Art 25 Abs. 2 UVG. Hier spielt die Eiwerbs(un)Hihigkeit keine Rolle; die Entschädigung 
wird abstrakt und egalitär nach dem medizinischen Befund bemessen . Bei gleichem medizini-
schem Befund ist die Entschädigung also für alle Versiche11en gleich (WAL TER GILGIHANS 
ZOLLINGER, Die Integritätsentschädigung nach dem Bundesgesetz über die Unfallversiche-
rung, Bem 1984, S. 38, R UMO-JUNGO [Fn. 22], S. 162; BGE 124 V 29, 35). 199
Schäden, die gemäss der Skala 5 Prozent nicht erreichen, begründen keinen Anspruch auf 
Integritätsentschädigung. 
ersicherten Verdienstes2oo aufgelistet sind.20 I Jugendliche, die der UV unter-~tellt sind202 z.B. Lehrlinge und Schnupperlehrlinge haben dem~~tspre­
chend unter den oben genannten Voraussetzungen Anspruch auflntegntatsent-
schädigung. 
IX. Zusammenfassender Überblick 
Leistlmg z.tibttllge Verslchenmg 
N Gebmisgebrechen (bis zum 20. Altersjahr) 
Behandlung des Gesundheits-
uv Unfall, falls unselbständig erwerbstätig schadens an sich 
KV Krankheit (oder Unfall), subsidiär bei Ge-bmtsgebrechen 
Medizinische Eingliederungs-
massnahme bei stabilisiertem N 
Zustand 
Berufliche Eingliederungsmass-
N nahmen 
Massnahmen für besondere 
Schulung N 
uv Falls unselbständig erwerbstätig Hilflosenentschädigung 
N 
uv Falls unselbständig erwerbstätig 
Hilfsmittel N 
Im Zusammenhang mit der Untersuchung KV 
oder Behandlung einer Krankheit 
---- - - -.----.-.. - .. d. o darf den am Unfalltag geltenden Höchstbetrag 
200Die höchstmögliche Integntatsentscha Iguno . "rt' I 06'800 Franken) nicht 
des versicherten Jahresverdienstes (Art. 22 Abs. I UVV, gegenwa Ig 
übersteigen (Art. 36 Abs. 3 UVV). .. . . weiterführende Tabellen der SUV A (a l 
201 Diese Skala ist nicht abschhessend. Zusatzl~ch ~lbt ~~richte aber nicht verbindlich). Tritt ein 
blasse Verwaltungsweisungen smd diese ur Ie UVV noch in den Tabellen der SUV A 
Schaden auf, der weder in der,Sk~la d~s An~~~!sn 3Schäden geschätzt werden (Ziff. I Ab . 2 
aufgeführt ist, muss er 1111 Verg eic 1 zu en a 
Anhang 3 UVV; R MO-J UNGO [Fn. 22], S. 164). 
202 Vgl. vorne, S. 147 f. 
uv Falls unselbständig erwerbstätig 
Taggeld 
KV Falls freiwillig versichert (ab 15 Jahren 
möglich) 
IV Frühestens ab 18. Altersjahr 
Invalidenrente uv Falls unselbständig erwerbstätig 
BVG Frühestens ab 18. Altersjahr 
Integritätsentschädigung uv Falls unselbständig erwerbstätig 
